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FDP-Forderung nach Nennung von
Straftäternationalitäten: Verbaluny und

Kritik
Grünen-Politikerin Lamya Kaddor kritisiert die Forderung
nach Nennung der Nationalität von Straftätern und warnt

vor möglichen Vorurteilen und Stigmatisierung.

In der aktuellen politischen Debatte wird erneut das heikle
Thema der Nationalität von Tatverdächtigen in den Medien
behandelt. Ein neuer Vorstoß der FDP, die Nationalität von
Straftätern bundesweit zu benennen, hat nicht nur die Gemüter
erhitzt, sondern auch eine breite Diskussion über Integration,
Vorurteile und gesellschaftliche Verantwortung ausgelöst.

Politische Frontlinien

Der Generalsekretär der FDP, Bijan Djir-Sarai, hat sich für eine
Regelung ausgesprochen, die es ermöglichen würde, bei
Auskünften zu Straftaten verpflichtend die Nationalität von
Tatverdächtigen zu nennen. Diese Maßnahme, so Djir-Sarai,
könnte dazu beitragen, eine objektivere Sichtweise auf die
sozialen Probleme im Land zu entwickeln. Sein Argument basiert
darauf, den Eindruck der Verschleierung von Missständen zu
vermeiden und die Herausforderungen der Gesellschaft offen zu
benennen.

Grüne Perspektive auf Vorurteile

Lamya Kaddor, die innenpolitische Sprecherin der Grünen, hat
hingegen klare Kritik geäußert. Sie warnt davor, dass eine
solche Praxis Auswirkungen auf das gesellschaftliche Klima



haben könnte. Kaddor betont, dass die Nationalität in vielen
Fällen nicht von Belang für die Aufklärung von Straftaten sei.
„Die Nennung führt oft nur zur Stigmatisierung und kann die
bereits bestehenden Ressentiments in der Bevölkerung
verstärken“, erläutert sie.

Gesellschaftliche Auswirkungen

Verbanden wie dem Integrationsrat Nordrhein-Westfalen zufolge
könnte die Regelung negative Folgen für Menschen
ausländischer Herkunft haben. Studien zeigen, dass soziale
Faktoren wie Status, Geschlecht und Alter viel entscheidender
sind für kriminelles Verhalten als die Nationalität. Das bewusste
Ignorieren solcher komplexen Zusammenhänge fördere nicht
nur Vorurteile, sondern auch einen sozialpolitischen Ausschluss
von Minderheiten.

Studienlage und öffentliche Wahrnehmung

Eine 2021 durchgeführte Studie des Mediendiensts Integration
hat gezeigt, dass die bloße Nennung der Nationalität bei
Kriminalitätsberichten die Wahrnehmung in der Gesellschaft
beeinflusst. Sie begünstigt die Vorstellung, dass bestimmte
Formen von Kriminalität ein spezifisches gesellschaftliches
Problem sind, was zu „rassistischen Pauschalisierungen“ führen
kann. Dabei wird übersehen, dass es sich meist nur um eine
kleine Minderheit innerhalb einer Gruppe handelt, die straffällig
wird.

Fazit: Der Weg zur Integration

Die Debatte über die Nennung der Nationalität von Tätern ist
mehr als nur ein politischer Streit. Sie wirft grundlegende Fragen
über den Umgang der Gesellschaft mit Diversität und Integration
auf. Während einige Stimmen die Offenheit und Transparenz in
den Vordergrund rücken, warnen andere vor den potenziell
schädlichen Auswirkungen einer solchen Praxis. Es bleibt



abzuwarten, wie die politische Diskussion in der Zukunft
verlaufen wird und welche Entscheidungen letztlich getroffen
werden könnten, um ein respektvolles und integriertes
Miteinander zu fördern.
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